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Unter Geldwäsche versteht man die Einschleusung von illegal erwirtschafteten Geldern 
in den legalen Finanz- und Wirtschaftskreislauf. Mit dem aktuellen Geldwäschegesetz 
verfügt der deutsche Gesetzgeber über ein Instrumentarium, das auf Ebene der Euro-
päischen Union eine konzertierte Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismus-
fi nanzierung erwarten lässt. 

Zur Bedeutung der Geldwäsche und Terrorismusfi nanzierung lassen sich nur wenige 
verlässliche Zahlen fi nden. Aussagekräftig sind lediglich einige empirische Ermittlungen. 
So gab es zuletzt fast 60.000 Verdachtsmeldungen nach dem Geldwäschegesetz in 
Deutschland – Tendenz steigend. 

Neben dem Aspekt der Strafverfolgung zielt das präventiv ausgerichtete Geldwäsche-
gesetz darauf ab, durch Sorgfalts-, Transparenz- und Überwachungspfl ichten Verdachts-
fälle der Geldwäsche möglichst frühzeitig zu erkennen. Dabei ist insbesondere kleineren 
Unternehmen und Organisationen häufi g nicht klar, welche Konsequenzen die Verschär-
fung des Geldwäschegesetzes mit sich gebracht hat. Der Praxisleitfaden Geldwäsche-
prävention zeigt anhand des aktuellen Gesetzestextes in der Fassung vom 10.07.2018 
Problemfälle auf und gibt Handlungsempfehlungen, wie Sie die rechtlichen Anforde-
rungen umsetzen können, um etwaige Sanktionen zu vermeiden.

ISBN 978-3-8462-0956-1

AUS DEM INHALT   

• Wichtige Begriffe und Rechtsquellen des Geldwäscherechts

• Aktuelle Rechtsprechung, Auslegungs- und Anwendungshinweise

• Verpfl ichtete nach § 2 Geldwäschegesetz und Gruppenzugehörigkeit nach 
§ 9 Geldwäschegesetz

• Wirtschaftlich Berechtigter: natürliche und juristische Personen, Stiftungen, Vereine, 
Treuhandverhältnisse, Nießbrauch sowie weitere praxisrelevante Einzelfälle

• Risikomanagement einschließlich Risikoanalyse und interner Sicherungsmaßnahmen

• Sorgfaltspfl ichten, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspfl ichten, Meldepfl ichten

• Der Geldwäschebeauftragte und seine arbeitsrechtliche Stellung

• Transparenzregister: Transparenzpfl ichten und Einsichtsrechte
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Vorwort
Das Gesetz zur Umsetzung der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung der EU-

Geldtransferverordnung und zur Neuorganisation der Zentralstelle für Finanztransaktions-

untersuchungen brachte im Wesentlichen mit Wirkung ab dem 23. Juni 2017 eine völlige

Neuordnung des Rechts zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung

mit sich. Beispielhaft seien nur die Einführung des Transparenzregisters, die Neuorganisa-

tion der FIU, die Änderungen zentraler Begriffe, wie dem des wirtschaftlich Berechtigten,

oder die erhebliche Verschärfung des Bußgeld-Regimes genannt. Erstmals richtet sich das

Gesetz mit den neuen Vorschriften zum Transparenzregister über den Kreis bestimmter

Verpflichteter hinaus flächendeckend an nahezu alle Gesellschaften und Rechtsgestaltun-

gen in Deutschland. Damit ist das Gesetz nun auch von selbstständigen und unselbststän-

digen Stiftungen, Vereinen sowie trustähnlichen Gebilden zu berücksichtigen.

Das Aufeinandertreffen von zum Teil sehr komplizierten rechtlichen Regelungen und oft-

mals komplexen wirtschaftsrechtlichen Gestaltungen führte in Teilen der Praxis zu einem

unüberhörbaren Ruf nach verlässlicher Hilfestellung. Dem versuchen der Verlag und die

Autoren mit diesem in der ersten Auflage erscheinenden Werk zu entsprechen, was ange-

sichts der gewaltigen rechtlichen Veränderungen eine nicht einfache Aufgabe darstellte.

Besonderen Dank schulden die Autoren daher Frau Svenja Kraußer und Frau Sarah-Sophie

Rasche für deren tatkräftige Unterstützung. Dabei gebührt der Dank Frau Svenja Kraußer

vor allem für ihre zuverlässigen Schreibarbeiten im Rahmen der Manuskripterstellung und

Frau Sarah-Sophie Rasche für ihre vielfältigen Recherchen und die Ausarbeitung verschie-

dener Formalien und Übersichten, wie z. B. des Inhalts-, Abkürzungs- und Literaturver-

zeichnisses sowie einer Zusammenstellung verschiedener Auslegungs- und Anwendungs-

hinweise.

Hamburg, im Januar 2019 Wolfgang Paul, Karsten Bornholdt
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1. Einführung
Autor: Wolfgang Paul

Geldwäsche und Terrorismus sind Phänomene, die uns nicht erst seit heute, aber

vor allem heute begleiten. Sie sind gegenwärtig. Sie sind kultur-, gesellschafts- und

staatsübergreifend, was ihre wirksame Bekämpfung nicht nur von deren allgemei-

ner Akzeptanz, sondern auch von funktionierender Zusammenarbeit auf internati-

onaler Ebene abhängig macht. In rechtlicher Hinsicht steht mit dem am 26.6.2017

in Kraft getretenen neuen Geldwäschegesetz ein Instrumentarium des deutschen

Gesetzgebers zur Verfügung, das zumindest auf Ebene der Europäischen Union

eine konzertierte Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung er-

warten lässt, da es – wie schon sein Name sagt – der Umsetzung der Vierten EU-

Geldwäscherichtlinie dient.1

Dass Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsbekämpfung in einem einheitli-

chen Gesetz geregelt sind, ist vor allem ihren Gemeinsamkeiten geschuldet. So

wird in beiden Bereichen oftmals organisiert und international operiert, um die

Herkunft von finanziellen Mitteln und Vermögen zu verschleiern. Allein in den Zie-

len bestehen Unterschiede: Während Geldwäsche dem eigenen Besitzstreben

dient, dient Terrorismusfinanzierung terroristischen Aktivitäten. Daraus ergibt sich,

dass das 3-Phasen-Modell, mit dem geldwäscherechtliche Aktivitäten üblicher-

weise beschrieben werden, nicht uneingeschränkt auf Terrorismusfinanzierung

übertragbar ist. Das 3-Phasen-Modell versucht in einer Vielzahl unterschiedlichster

Abläufe und Methoden der Geldwäsche Gemeinsamkeiten zu finden und zu defi-

nieren, sie quasi auf wenige gemeinsame Nenner zu bringen. Danach teilt sich der

Vorgang der Geldwäsche in (a) das „Placement“, (b) das „Layering“ und (c) die

„Integration“.2 Durch das „Placement“ werden die aus kriminellen Aktivitäten

stammenden Gelder oder Vermögenswerte in den legalen Finanzkreislauf einge-

bracht. Dies geschieht häufig, indem Bargeld in Buchgeld verwandelt wird oder in-

dem mit dem Bargeld bestimmte Vermögenswerte, insbesondere Luxusgüter, an-

geschafft werden, um diese später wieder zu verkaufen. Im Anschluss an das

„Placement“ folgt das „Layering“. Hier wird versucht, die kriminelle Herkunft der

Vermögenswerte zu verschleiern, etwa durch undurchsichtige Finanztransaktio-

nen, vorzugsweise mithilfe von Offshore-Banken. In der letzten Stufe schließt sich

die „Integration“ an. Dabei fließen die Vermögenswerte im „Kleid“ der Legalität

ganz oder zum Teil an denjenigen zurück, der ursprünglich Erlöse aus kriminellen

Geschäften erzielt hat. Zu beachten ist, dass die einzelnen drei Phasen meist nur

in der Theorie trennungsscharf sind. In der Praxis überschneiden sie sich oftmals,

zum Teil fallen sie weg.

1 Gesetz zur Umsetzung der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung der EU-Geldtransfer-
verordnung und zur Neuorganisation der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen vom
23.6.2017, BGBl. I 2017, 1877.

2 Herzog/Achtelik, Einl. GwG, Rn. 8 ff.
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1. Einführung

Übertragen auf Terrorismusfinanzierung verbleibt vom 3-Phasen-Modell häufig

nur das „Layering“. Auf ein „Placement“ kann jedenfalls dann verzichtet werden,

wenn die Terrorismusfinanzierung nicht aus kriminellen Quellen stammt, sondern

aus legalen. Auch eine Rückführung der Vermögenswerte im Sinne der Integra-

tion-Phase findet regelmäßig nur statt, wenn derjenige, der die Terrorgruppe fi-

nanziert, selbst Teil der Terrorgruppe ist.

Zur Bedeutung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung lassen sich wenige

verlässliche Zahlen finden. Zumeist basieren sie auf mehr oder weniger groben

Schätzungen. So werden für Deutschland Zahlen genannt, die für Geldwäsche

zwischen 50 bis 500 Mrd. €3 rangieren, teilweise aber auch deutlich darunter lie-

gen sollen.4 Verlässlicher sind empirische Werte, wie sie sich zu Verdachtsmeldun-

gen und deren Ergebnissen zusammenstellen lassen. Hierzu die beiden folgenden

Übersichten:

Abbildung 1: Entwicklung der Verdachtsmeldungen nach dem GwG

Quelle: Jahresbericht 2017 der FIU, Abbildung 1, S. 6.

3 So etwa Kury, BRAK Magazin 1/18, 3.
4 Vgl. etwa die Studie von Schneider; s. auch Unger/Addink/Walker/Ferwerda/van den Broek/Dele-

anu, 43, für das Jahr 2009.

30 Wolfgang Paul

Leseprobe – Praxisleitfaden Geldwäscheprävention in Unternehmen und Organisationen



persönliches Dokument. Weiterverteilung, Mehrfachnutzung etc. nicht gestattet | © Bundesanzeiger Verlag

1. Einführung

Jahr Urteile Strafbe- Anklage- Einstel- Summe

fehle schriften lungs- pro Jahr

verfügun-

gen

2008 31 138 42 3.507 3.718

2009 32 143 82 4.333 4.590

2010 60 262 96 4.510 4.928

2011 58 342 95 7.095 7.590

2012 46 286 88 7.963 8.383

2013 62 228 84 11.397 11.771

2014 50 254 110 15.241 15.655

2015 37 213 71 17.326 17.647

2016 69 284 94 23.169 23.616

2017 127 257 90 20.553 21.027

Tabelle 1: Übersicht der Urteile, Strafbefehle, Anklageschriften und Einstellungsverfügun-
gen

Quelle: Jahresbericht 2017 der FIU, Abbildung 6, S. 12.

Abbildung 2: Meldungen mit Terrorismusbezug (2017)

Quelle: Jahresbericht 2017 der FIU, Abbildung 10, S. 18.
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2. Gesetzeshistorie
Autor: Wolfgang Paul

Der geschichtliche Hintergrund des Geldwäscherechts in der Europäischen Union

sowie auf nationaler Ebene soll im Rahmen dieses Leitfadens lediglich knapp ver-

anschaulicht werden. Einzelheiten und umfangreichere Darstellungen finden sich

in der einschlägigen Kommentarliteratur.5 Eine kurze Zusammenfassung der Richt-

linienentwicklung enthält zudem ErwGrd. 3 der Vierten GW-Rl.

Rechtlicher Ausgangspunkt für die Bekämpfung der Geldwäsche bildete auf euro-

päischer Ebene die Erste GW-Rl.6 Sie verpflichtete die Mitgliedstaaten erstmals,

Geldwäsche-Straftatbestände einzuführen. Die Richtlinie richtete sich vornehmlich

an Kredit- und Finanzinstitute. Eine Identifizierungspflicht hinsichtlich ihrer Kun-

den wurde festgelegt. Sie führte in Deutschland zur Novellierung des Geldwäsche-

gesetzes vom 29.11.1993.7

Die Zweite GW-Rl. erweiterte die Adressatengruppe.8 Verpflichtete waren nun-

mehr neben Kredit- und Finanzinstituten auch verschiedene Freiberufler wie

Rechtsanwälte, Steuerberater und Notare sowie u.a. Immobilienmakler und Spiel-

kasinos. Umgesetzt wurde sie durch das Geldwäschebekämpfungsgesetz vom

15.8.20029, das auf nationaler Ebene bereits Maßnahmen zur Bekämpfung der

Terrorismusfinanzierung vorsah. Das Gesetz ist insoweit in zeitlichem Zusammen-

hang zu den Anschlägen auf das World Trade Center vom 9.11.2001 in New York

zu sehen.

Im Jahr 2005 folgte die Dritte GW-Rl.10 Sie hob die Erste und Zweite GW-Rl. auf

und ersetzte sie vollständig. Neben Geldwäsche sollte nun auch auf europäischer

Ebene Terrorismusfinanzierung bekämpft werden. Die Richtlinie vertrat einen risi-

koorientierten Ansatz („risk-based approach“) und zog ihm dem bis dahin be-

stehenden regelbasierten Ansatz vor. Dieser hatte unabhängig von konkreten Risi-

ken für definierte Situationen bestimmte Maßnahmen vorgegeben. Das hatte sich

als zu statisch, zu bürokratisch und letztendlich als ineffektiv herausgestellt, da er

weder kunden- noch transaktionsspezifischen Gefahren gerecht werden konnte.

Ganz anders der risikoorientierte Ansatz, mit dem den jeweiligen Gefahren im je-

weiligen Geschäftsfeld flexibel und angemessen begegnet werden kann. Die Um-

setzung der Dritten GW-Rl. erfolgte durch das Geldwäschebekämpfungsgesetz

5 Vgl. etwa Herzog/Achtelik, Einl. GwG, Rn. 77 ff.; Zentes/Glaab/Wende, Einl. GwG, Rn. 13 ff.,
28 ff.

6 Rl. 91/308/EWG des Rates vom 10.6.1991 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldwäsche; ABl. EG 1991 L 166, S. 77.

7 BGBl. I 1993, 1770.
8 Rl. 2001/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4.12.2001; ABl. EG 2002 L 344,

S. 76.
9 BGBl. I 2002, 3105.

10 Rl. 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Verhinderung der Nutzung des
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung vom 26.10.2005;
ABl. EU L 309, S. 15.
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vom 13.8.2008, das eine vollständige Neufassung des bisherigen Geldwäschege-

setzes umfasste (Art. 11 des Gesetzes a.F.).11

Daraufhin folgte die Vierte GW-Rl.12 Sie brachte u.a. die Einführung des Transpa-

renzregisters (Art. 30 Abs. 3) und legte erstmals konkrete und sehr hohe Geld-

bußen bei Verstößen fest (Art. 59). Die Richtlinie wurde durch das Gesetz zur

Umsetzung der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung der EU-Geld-

transferverordnung und zur Neuorganisation der Zentralstelle für Finanztransakti-

onsuntersuchungen vom 23.6.201713 in nationales Recht umgesetzt. Dies führte

nur zu einem kurzzeitigen Verschnaufen aufseiten des Gesetzgebers. Denn auf

EU-Ebene wurde bereits die Fünfte GW-Rl. geschaffen, die gemäß deren Art. 5

am 9.7.2018 in Kraft getreten ist und deren Umsetzungsfrist gem. Art. 4 Abs. 1 für

die Mitgliedstaaten am 10.1.2020 ablaufen wird.14

11 BGBl. I 2008, 1690.
12 Rl. (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.5.2015, ABl. EU L 141,

S. 73.
13 BGBl. I 2017, 1822.
14 Rl. (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30.5.2018, ABl. EU L 156,

S. 43.
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3. Wichtige Rechtsquellen
Autor: Wolfgang Paul

Rechtsquellen, die sich mit der Bekämpfung von Geldwäsche bzw. Terrorismusfi-

nanzierung beschäftigen, finden sich sowohl auf nationaler als auch auf internati-

onaler Ebene. Hinzu kommen Empfehlungen der FATF, die in unterschiedlicher

Weise Einfluss auf die Rechtsquellen haben bzw. sogar in sie eingegangen sind.

Ihnen wird ein eigener Abschnitt gewidmet.

3.1 Internationale Ebene

Auf internationaler Ebene ist vor allem das EU-Recht in Form der Richtlinien weg-

weisend für das nationale Geldwäscherecht, sei es in Form der nationalrechtlichen

Umsetzungen, sei es in Form europarechtskonformer Auslegung. Insoweit ist der-

zeit die Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates

(Vierte GW-Rl.) vom 20.5.2015 einschlägig.15

3.2 Nationale Ebene

Auf nationaler Ebene spielen für die Praxis neben den Gesetzen diverse Ausle-

gungs- und Anwendungshinweise eine Rolle. Sie wurden in der Vergangenheit

und werden nach wie vor nicht nur von Branchenverbänden der einzelnen geldwä-

scherechtlich Verpflichteten herausgegeben, sondern auch von den Aufsichtsbe-

hörden im Rahmen des § 51 Abs. 8 GwG.

3.2.1 Gesetze

Zentrale Rechtsquelle ist auf nationaler Ebene das Geldwäschegesetz in der derzei-

tigen Fassung vom 23.6.2017.16 Daneben finden sich weitere Sonderregelungen

in verschiedenen Einzelgesetzen, so in § 31b AO, der die Lockerung des Steuerge-

heimnisses zugunsten der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-

rung betrifft, in § 154 AO, in dem es um die Kontenwahrheit geht und der solchen

Verpflichteten, die Konten führen, Wertsachen verwahren oder als Pfand nehmen

oder Schließfächer überlassen, bestimmte Pflichten auferlegt. Eine weitere wich-

tige Sonderregelung enthält § 25h KWG, der insbesondere Institute betrifft. Hier

erfahren Bereiche wie Risikomanagement, interne Sicherungsmaßnahmen, Daten-

verarbeitungssysteme, Transaktionen und Geldwäschebeauftragte ergänzende

Regelungen. Ähnliche Anknüpfungen, wenn auch nicht so umfangreich wie bei

Instituten, finden sich bei Kapitalverwaltungsgesellschaften. So kann ihnen ihre Tä-

15 ABl. EU L 141, S. 73.
16 Gesetz zur Umsetzung der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung der EU-Geldtransfer-

verordnung und zur Neuorganisation der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen,
BGBl. I 2017, 1822.
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tigkeitserlaubnis entzogen werden, wenn sie beispielsweise schwerwiegend, wie-

derholt oder systematisch gegen Bestimmungen des GwG verstoßen (§ 39 Abs. 3

Ziff. 7 KAGB).

3.2.2 Auslegungs- und Anwendungshinweise

Gemäß § 51 Abs. 8 GwG haben alle Aufsichtsbehörden den geldwäscherechtlich

Verpflichteten Auslegungs- und Anwendungshinweise zur Verfügung zu stellen,

für die sie nach § 50 GwG zuständig sind.

3.2.2.1 Pflicht

Diese Auslegungs- und Anwendungshinweise können als Rechtsquellen im weite-

ren Sinne bezeichnet werden. Die Regelung existierte in ähnlicher Weise bereits in

§ 16 Abs. 5 GwG a.F. Neu ist in § 51 Abs. 8 GwG dessen Satz 2, wonach die Auf-

sichtsbehörde ihre Pflicht auch dadurch erfüllen kann, dass sie Hinweise geneh-

migt, die durch Verbände der Verpflichteten erstellt worden sind. Derartige Hin-

weise wurden auch bereits in der Vergangenheit durch verschiedene Verbände wie

etwa die Deutsche Kreditwirtschaft erarbeitet. Allerdings genießen sie nunmehr

aufsichtsrechtliche Legitimität, soweit die Aufsichtsbehörde ihre Genehmigung

auf sie erstreckt. § 51 Abs. 8 GwG stellt die Erarbeitung regelmäßig aktualisierter

Auslegungs- und Anwendungshinweise bzw. ihre Genehmigung nicht in das Er-

messen der Aufsichtsbehörden. Vielmehr handelt es sich, wie Satz 2 ausdrücklich

sagt, um eine Pflicht.

3.2.2.2 Sachliche Reichweite

Die Pflicht zur Aufstellung der Auslegungs- und Anwendungshinweise ist sachlich

beschränkt. Sie dienen einerseits der Umsetzung der Sorgfaltspflichten nach

§ 10 ff. GwG und umfassen daher sowohl allgemeine als auch vereinfachte oder

verstärkte Sorgfaltspflichten. Ferner betreffen sie interne Sicherungsmaßnah-

men nach § 6 GwG. Wenn die Auslegungs- und Anwendungshinweise sich mit

diesen beiden Sachbereichen befassen, ist die gesetzliche Pflicht der Aufsichtsbe-

hörde erfüllt. Das Gesetz ordnet in sachlicher Hinsicht nicht an, dass sie alle sich im

Rahmen der Sorgfaltspflichten und internen Sicherungsmaßnahmen ergebenden

Fragen erschöpfend regeln. Vielmehr können sie auch nur punktuell bestimmte

Themenbereiche behandeln, wenn sie sich auf Sorgfaltspflichten und interne Si-

cherungsmaßnahmen erstrecken. Sofern diese beiden Bereiche an Vorschriften

oder Begriffe anknüpfen, die sich außerhalb der sie regelnden Normen befinden,

können sich die Auslegungs- und Anwendungshinweise auch hierauf erstrecken.

Wird beispielsweise in § 6 Abs. 2 Ziff. 1b GwG an die Kundensorgfaltspflichten

nach §§ 10 bis 17 angeknüpft, so betrifft dies auch die Abklärung, ob der Vertrags-

partner nach § 10 Abs. 1 Ziff. 2 GwG für einen wirtschaftlich Berechtigten handelt.

Wer wirtschaftlich Berechtigter ist, wird in § 3 GwG geregelt. Auslegungs- und An-

wendungshinweise, die sich mit internen Sicherungsmaßnahmen und Sorgfalts-

pflichten befassen, können daher auch die Auslegung des Begriffs des wirtschaft-

lich Berechtigten umfassen.

35Wolfgang Paul
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Unter Geldwäsche versteht man die Einschleusung von illegal erwirtschafteten Geldern 
in den legalen Finanz- und Wirtschaftskreislauf. Mit dem aktuellen Geldwäschegesetz 
verfügt der deutsche Gesetzgeber über ein Instrumentarium, das auf Ebene der Euro-
päischen Union eine konzertierte Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismus-
fi nanzierung erwarten lässt. 

Zur Bedeutung der Geldwäsche und Terrorismusfi nanzierung lassen sich nur wenige 
verlässliche Zahlen fi nden. Aussagekräftig sind lediglich einige empirische Ermittlungen. 
So gab es zuletzt fast 60.000 Verdachtsmeldungen nach dem Geldwäschegesetz in 
Deutschland – Tendenz steigend. 

Neben dem Aspekt der Strafverfolgung zielt das präventiv ausgerichtete Geldwäsche-
gesetz darauf ab, durch Sorgfalts-, Transparenz- und Überwachungspfl ichten Verdachts-
fälle der Geldwäsche möglichst frühzeitig zu erkennen. Dabei ist insbesondere kleineren 
Unternehmen und Organisationen häufi g nicht klar, welche Konsequenzen die Verschär-
fung des Geldwäschegesetzes mit sich gebracht hat. Der Praxisleitfaden Geldwäsche-
prävention zeigt anhand des aktuellen Gesetzestextes in der Fassung vom 10.07.2018 
Problemfälle auf und gibt Handlungsempfehlungen, wie Sie die rechtlichen Anforde-
rungen umsetzen können, um etwaige Sanktionen zu vermeiden.

AUS DEM INHALT   

• Wichtige Begriffe und Rechtsquellen des Geldwäscherechts

• Aktuelle Rechtsprechung, Auslegungs- und Anwendungshinweise

• Verpfl ichtete nach § 2 Geldwäschegesetz und Gruppenzugehörigkeit nach 
§ 9 Geldwäschegesetz

• Wirtschaftlich Berechtigter: natürliche und juristische Personen, Stiftungen, Vereine, 
Treuhandverhältnisse, Nießbrauch sowie weitere praxisrelevante Einzelfälle

• Risikomanagement einschließlich Risikoanalyse und interner Sicherungsmaßnahmen

• Sorgfaltspfl ichten, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspfl ichten, Meldepfl ichten

• Der Geldwäschebeauftragte und seine arbeitsrechtliche Stellung

• Transparenzregister: Transparenzpfl ichten und Einsichtsrechte

www.bundesanzeiger-verlag.de
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